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1 Problemstellung  
 

Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen stehen gegenwärtig vor 

neuen Aufgaben. Der gesellschaftliche Auftrag dieser Einrichtungen  

besteht nicht nur darin, Gesundheit wieder herzustellen und zu erhalten, 

immer mehr rücken ökonomische Aspekte in den Fokus des Handelns. 

Ein neuartiges Finanzierungssystem, das indikationsbasierte Fallpauscha-

len vorsieht, zwingt Krankenhäuser zum wirtschaftlichen Einsatz der Res-

sourcen. Dieses Finanzierungssystem zeigt die Tendenz zur Verkürzung 

der Verweildauer. Durch Regelungen im novellierten SGB V  sorgt der 

Gesetzgeber dafür, dass ökonomische Aspekte nicht in den Vordergrund 

des Handelns der Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen gera-

ten, sondern auch die Qualität der Krankenhausleistungen garantiert wird. 

Zu den gesetzlichen Forderungen gehört die Organisation eines Versor-

gungsmanagements gemäß § 11 Abs. 4 SGB V. Im Prozess des Versor-

gungsmanagements geht es insbesondere um die Lösung von Problemen 

beim Übergang in die verschiedenen Versorgungsbereiche des Gesund-

heitswesens. Unumstritten ist aus der Sicht des Qualitätsmanagements 

und aus ökonomischer Sicht die Notwendigkeit, die Übergänge zwischen 

den einzelnen Sektoren (ambulant, stationär, Rehabilitation, stationäre 

Pflege, Hausarzt) effektiv zu gestalten. Fraglich ist, welche Möglichkeiten 

Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen zur Organisation der 

Übergänge haben.  

Die sehr heterogene Struktur des Gesundheitswesens mit unterschiedli-

chen Kostenträgern und differente Trägerschaften erschweren die Zu-

sammenarbeit der einzelnen Sektoren des Gesundheitswesens. Zwischen 

den Sektoren kommt es zu Informationsverlusten, organisatorischen Rei-

bungsverlusten und mangelnder Abstimmung. Dies führt zu Einbrüchen in 

der Versorgung der Patienten. Effektivitätsverluste bei der gesundheitli-

chen Versorgung sind die Folge.  

Inhaltlich hat der Gesetzgeber den Begriff „Versorgungsmanagement“ 

nicht genau definiert. Für Krankenhäuser und  Rehabilitationseinrichtun-

gen ist daher der genaue Auftrag der an sie gestellt wird unklar. 

Die wissenschaftliche und empirische Forschung zur Überleitungsproble-

matik in Deutschland ist selten. Bei der Entwicklung von Handlungskon-



  4 
 

zepten kann man sehr wenig auf deutsche Studien zurückgreifen. Theore-

tische, empirisch fundierte Aussagen lassen sich lediglich in fremdspra-

chiger Literatur finden. Auf Grund der oft sehr unterschiedlichen Rahmen-

bedingungen sind diese Aussagen nur eingeschränkt auf deutsche Ver-

hältnisse anwendbar. Die Forschung in Deutschland beschäftigt sich mit 

den Problemstellungen, mit denen sich die Akteure in den Krankenhäu-

sern konfrontiert sehen. Patientenbedarf und Schwierigkeiten der Patien-

ten beim Übergang von der stationären in die ambulante Versorgung sind 

kaum erforscht (vgl. Wingenfeld 2005:8 f.). Es fehlt an konkreten Aussa-

gen, welche Probleme es aus der Perspektive der Patienten zu lösen gibt. 

Integrierte Versorgung und die Einführung der Methode des Entlassungs-

managements sollen zur Lösung der Schnittstellenprobleme beitragen.  

Seit den 80iger Jahren wird in deutschen Krankenhäusern und Rehabilita-

tionseinrichtungen die Methode des Entlassungsmanagements, als Teilbe-

reich des Case Managements, umgesetzt. Mit diesen Modellen sollen 

Schnittstellenprobleme beim Übergang zwischen den einzelnen Sektoren 

des Gesundheitswesens überwunden werden. 

In den Modellprojekten werden die Begriffe Case Management, Entlas-

sungsmanagement, Überleitungsmanagement synonym verwendet. Inhalt-

lich unterscheiden sich diese Modelle in der Praxis selten. Ein wirkliches 

Case Management kann keines dieser Modelle abbilden. Die einzelnen 

Modelle des Entlassungsmanagements beziehen sich immer auf ganz 

konkrete Patientengruppen und sind schwer auf andere Patienten zu 

übertragen. Viele der Modelle bearbeiten ausschließlich die Schnittstelle 

zwischen stationärem und ambulantem Bereich, selten sind andere Sekto-

ren des Gesundheitswesens involviert. Durch die synonym verwendeten 

Bezeichnungen ist eine eindeutige inhaltliche Zuordnung nicht möglich. 

Unterschiedlich sind auch die Finanzierungsmodelle in der Projektphase 

und nach Beendigung des Projektes. 

Die demographische Entwicklung hat die Altersstruktur der Patienten in 

Krankenhäusern und Rehabilitationseinrichtungen verändert. Dadurch 

bedingt ändert sich auch das Anforderungsprofil an ein Entlassungsmana-

gement. Die klassischen Inhalte eines Entlassungsmanagements, das in 

den Krankenhäusern bisher ausschließlich vom Sozialdienst realisiert 

wird, reichen längst nicht mehr aus. Pflegerische Inhalte werden zu einem 
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wichtigen Aspekt innerhalb des Entlassungsmanagements. Zwischen den 

beiden Berufsgruppen entsteht ein Kompetenzgerangel, das nicht zur 

Lösung der Schnittstellenprobleme beiträgt. Durch Verfahrensanweisun-

gen müssen Verantwortlichkeiten  klar geregelt werden.  

Ein großer Bereich des Entlassungsmanagements ist die Versorgung des 

Patienten mit Heil- und Hilfsmitteln. Durch diverse Gesetzgebungen wie 

z.B. das Wirtschaftlichkeitsstärkungsgesetz, das am 01.04.2007 in Kraft 

getreten ist und das ab 01.01.2009 geltende „Gesetz zur Weiterentwick-

lung der Organisationsstrukturen in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung“ (GKV-Org-WG) schränken die Freiheit der Patienten bei der Wahl 

der Leistungserbringer erheblich ein. 

Krankenkassen können Leistungen zur Bereitstellung bestimmter Hilfsmit-

tel ausschreiben oder sich vertraglich an bestimmte Leistungserbringer 

aus dem Hilfsmittelbereich binden. Bei schwerstbetroffenen Patienten mit 

einem komplexen Bedarf an Hilfsmitteln wird die Entlassungsplanung sehr 

schwierig. Im ungünstigsten Fall sind mehrere Leistungserbringer an der 

Hilfsmittelversorgung beteiligt. Eine Abstimmung der Leistungen zwischen 

den Leistungserbringern ist für das Krankenhaus nur sehr bedingt zu 

beeinflussen. Feste Kooperationen zwischen stationären Einrichtungen 

und ambulanten Versorgern wie z.B. Sanitätshäusern, ambulanten Pfle-

gediensten oder Home Care Unternehmen sind im Kontext der gesetzli-

chen Rahmenbedingungen und der unterschiedlichen Zuständigkeiten bei 

der Finanzierung dieser Leistungen kaum sinnvoll.  

Der vom Deutschen Netzwerk für Qualitätsentwicklung in der Pflege 

(DNQP) herausgegebene Expertenstandard gibt eine Handlungsempfeh-

lung zum Entlassungsmanagement. Er stellt nur einen Mosaikstein zur 

Überwindung der Schnittstellenproblematik zwischen den Sektoren des 

Gesundheitswesens dar. Die Verfasser des Expertenstandards betonen 

den multiprofessionellen Charakter des Prozesses des Entlassungsmana-

gements, beschränken sich aber im Standard selbst auf die Rolle der 

Pflegekraft innerhalb dieses Prozesses. Der Expertenstandard enthält 

sechs Kriterien für ein Entlassungsmanagement. Dieser Rahmen, den der 

Expertenstandard beschreibt muss auf jedes Krankenhaus individuell 

angepasst werden. 
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Im Folgenden werden die Begriffe Versorgungsmanagement, Qualitäts-

management und Entlassungsmanagement erläutert und der Zusammen-

hang zwischen Case Management und Entlassungsmanagement darge-

stellt.  

Bedeutend ist das Konzept des Entlassungsmanagements für die Organi-

sationsentwicklung, für das Qualitätsmanagement und die im Kontext des 

DRG-Systems. Die Organisationsentwicklung bildet den Rahmen für ein 

Entlassungsmanagement. Die Aufbau- und Ablauforganisation ist ent-

scheidend, für ein effektives Entlassungsmanagement. Die Entwicklung 

der Finanzierungsbasis der Gesundheitseinrichtungen über die DRG 

begründen die Notwendigkeit. und den ökonomische Nutzen eines Entlas-

sungsmanagements.  

Im Entlassungsmanagement werden in der Praxis verschiedene Konzepte 

genutzt. Es wird zwischen der indirekten, direkten und externen Form 

unterschieden. Jede Form hat Vorteile und Nachteile. Eine Entscheidung, 

welche Form sinnvoll erscheint, ist für die weitere Gestaltung des Prozes-

ses „Entlassungsmanagement“ von Bedeutung. 

Wie bereits erwähnt, hat sich das Anforderungsprofil an ein Entlassungs-

management erheblich verändert.  Es werden zur Gestaltung dieses Pro-

zesses weitreichendere Kompetenzen benötigt als in der Vergangenheit. 

Diese Kompetenzen finden sich in verschiedenen Berufsgruppen einer 

Gesundheitseinrichtung und müssen effektiv miteinander koordiniert wer-

den. In Deutschland gibt es einige interessante Konzepte zum Entlas-

sungsmanagement mit ganz unterschiedlichen Zielsetzungen. Einige 

Konzepte beschreiben den Übergang vom stationären in den ambulanten 

Bereich, andere beziehen sich auf hausinterne Prozesse. Welchen Nutzen 

die einzelnen Konzepte aus der Sicht der Patienten haben, wird in diesem 

Buch dargestellt. Veränderte Rahmenbedingungen bedingen das Be-

schreiten neuer Wege bei der Einführung eines Entlassungsmanage-

ments. 

Neue Versorgungsformen wie z.B. die integrierte Versorgung oder Pflege-

stützpunkte können Schnittstellenprobleme überwinden. Vielfältige Aufga-

ben müssen von Krankenhäusern zukünftig bewältigt werden, um diesen 

Prozess weiter zu optimieren und somit den wirtschaftlichen Einsatz der 
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vorhandenen Ressourcen zu garantieren. Nur so ist zukünftig eine qualita-

tiv hochwertige Gesundheitsleistung für die Bevölkerung zu sichern. 
 

 

2 Theoretischer Kontext und Definitionen 
2.1  Versorgungsmanagement 
 

Der § 11 Abs. 4 SGB V (Fünftes Sozialgesetzbuch) legt einen gesetzli-

chen Anspruch des Versicherten auf ein Versorgungsmanagement fest. 

Inhaltlich ist der Begriff sehr offen formuliert und wird erst im Rahmen von 

Verträgen nach §§ 140a-140d, nach §§ 112, 115 oder anderen Verträgen 

zwischen den Krankenkassen und den Leistungserbringern konkretisiert. 

Inhaltlich fasst der § 11 Abs. 4 an anderer Stelle benannte Pflichten zu-

sammen. (vgl. Hauck et al. 2008: K §11:4) 

Gemeint ist hier z.B. der Anspruch auf Heil- und Hilfsmittel gemäß §§ 32, 

33 SGB V, der Anspruch auf Arznei- und Verbandmittel nach § 31 SGB V, 

häusliche Krankenpflege nach § 37 SGB V, Soziotherapie gemäß § 37a 

SGB V, die ambulante Palliativversorgung nach § 37b SGB V, Leistungen 

nach § 140, Pflichten zur Inanspruchnahme von Rehabilitation nach SGB 

IX, Leistungen der Pflegeversicherung, u.ä. 

Der Zweck dieses Versorgungsmanagements ist: 

- der reibungslose Übergang in eine notwendige Anschlussversor-

gung, insbesondere zwischen stationärer und ambulanter Versor-

gung und zwischen Akutversorgung, Rehabilitation und Pflege, 

und damit die bessere Verzahnung der unterschiedlichen Leis-

tungssektoren bzw. Versicherungszweige, 

- Vermeidung der sachwidrigen Unterbrechung von Behandlungs-

abläufen durch zeitgerechte Abstimmung, 

- die Intensivierung von Qualität und Effizienz der gesundheitlichen 

Versorgung bzw. bedarfsorientierter Leistungen, 

- die Vermeidung unkoordinierter (wirtschaftlich unnötiger u. ge-

sundheitlich oder zeitlich belastender) Mehrfachinanspruchnahme 

von Leistungen (vgl. § 64 Abs. 4 SGB V) oder negativer Wechsel-

wirkungen von Arzneimitteln, 

- die Förderung der Transparenz der Leistungserbringung, 


